Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1267 

20. 11. 73 


Sachgebiet 102 


Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Eilers (Bielefeld), Frau Renger, 
Frau Schlei, Frau Dr. Timm, Frau Funcke, Frau Schuchardt und Genossen und der 
Fraktionen der SPD, FDP 
- Drucksache 7/1151 - 

betr. Staatsangehörigkeit ehelicher Kinder einer deutschen Mutter und eines 
ausländischen Vaters sowie Lage deutscher Frauen, die mit Ausländern 
verheiratet sind 


Der Bundesminister des Innern hat mit Schreiben vom 16. Novem- 
ber 1973 - V II 5 - 124 1 10 - 4/6 - die Kleine Anfrage im Einver- 
nehmen mit den Bundesministern der Justiz, für Arbeit und 
Sozialordnung, für Jugend, Familie und Gesundheit sowie für 
Bildung und Wissenschaft wie folgt beantwortet: 

Entsprechend den im Grundgesetz verankerten Prinzipien der 
Gleichberechtigung (Artikel 3 Abs. 2 GG) und des Schutzes von 
Ehe und Familie (Artikel 6 GG) hat die Bundesregierung schon 
in der Vergangenheit Maßnahmen getroffen, die dazu beigetra- 
gen haben, die Situation deutscher Frauen, die mit Ausländern 
verheiratet sind, und die der Kinder aus solchen Ehen zu ver- 
bessern. Dies gilt nicht zuletzt auch für die Bereiche des Aus- 
länderrechts und des Staatsangehörigkeitsrechts. Wegen Einzel- 
heiten wird auf die Beantwortung der Fragen hingewiesen. 

Die Bundesregierung wird ihre Bemühungen fortsetzen, Benach- 
teiligungen gemischt-nationaler Familien weiter abzubauen, um 
deren Integration zu fördern. Diesem Ziele soll insbesondere die 
in Aussicht genommene Änderung des § 4 Abs. 1 des Reichs- 
und Staatsangehörigkeitsgesetzes (RuStAG) dienen; danach soll 
jedes eheliche Kind eines deutschen Elternteils die deutsche 
Staatsangehörigkeit durch Geburt erwerben. 


1. Inwiefern sind diese Kinder deutscher Mütter, weil sie Aus- 
länder sind, gegenüber deutschen Kindern benachteiligt, insbe- 
sondere hinsichtlich der Ausbildung, Berufswahl und bei öffent- 
lichen Leistungen? 

Im Verhältnis zu Kindern, die mit der Geburt die deutsche 
Staatsangehörigkeit erwerben, sind Kinder aus einer Ehe einer 
deutschen Mutter mit einem Ausländer insofern benachteiligt, 
als sie Rechtspositionen, die an die deutsche Staatsangehörig- 
keit anknüpfen, erst wahrnehmen können, wenn sie auf ihren 
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Antrag hin eingebürgert worden sind. Für das Ausmaß der Be- 
nachteiligung spielt dabei eine Rolle, ob sich das Kind im 
Bundesgebiet oder im Ausland aufhält. In diesem Zusammen- 
hang ist jedoch darauf hinzuweisen, daß in Rechtsvorschriften 
zwar öfters an die Staatsangehörigkeit angeknüpft wird, daß 
aber auch häufig Ausnahmeregelungen getroffen sind, die die 
Möglichkeit einer ausländeroffenen Handhabung geben. 

Hält das ausländische Kind sich im Bundesgebiet auf, so hat es 
im Gegensatz zu Kindern mit deutscher Staatsangehörigkeit 
keinen Rechtsanspruch auf die Hilfe nach dem Gesetz für 
Jugendwohlfahrt. Tatsächlich wird jedoch seit längerem Hilfe 
auch ausländischen Kindern gewährt. Dies soll auch bei der 
Reform des Jugendhilferechts berücksichtigt werden. 

Wenn dem Auszubildenden an weiterführenden Schulen, 
Abendschulen oder Gymnasien, Berufs- oder Fachschulen, Aka- 
demien oder Hochschulen die für seinen Lebensunterhalt und 
seine Ausbildung erforderlichen Mittel nicht zur Verfügung 
stehen, besteht für Deutsche, heimatlose Ausländer und Asyl- 
berechtigte ein Rechtsanspruch auf Ausbildungsförderung (§§ 1, 
2, 5, 6 und 8 Bundesausbildungsförderungsgesetz - BAförG). 
Diese Regelung gilt für andere Ausländer nur eingeschränkt 
(§ 8 BAförG). 

Nach dem Gesetz über die Förderung des wissenschaftlichen 
Nachwuchses an Hochschulen (GFG) können Stipendien gewährt 
werden, die nur Deutsche, heimatlose oder asylberechtigte Aus- 
länder erhalten (§ 5 GFG). 

Für die Zwecke einer geeigneten beruflichen Ausbildung ge- 
währt die Bundesanstalt für Arbeit an Deutsche, heimatlose 
Ausländer, Asylberechtigte und für Kinder von Angehörigen 
aus den EG-Mitgliedstaaten Zuschüsse und Darlehen (§ 40 
Abs. 1 und 2 Arbeitsförderungsgesetz - AFG). 

Darüber hinaus werden - allerdings mit gewissen Einschrän- 
kungen - die Kinder aller übrigen Ausländer ab 1. August 1974 
in die Förderung einbezogen werden. 

Die Möglichkeiten für die berufliche Ausbildung des Kindes 
sind außerdem deswegen beschränkt, weil Ausländer zu einer 
Reihe von Berufen nicht oder nur unter erschwerten Bedingun- 
gen zugelassen werden und im übrigen in der Bundesrepublik 
Deutschland einer Arbeitserlaubnis bedürfen. 

Praktische Relevanz gewinnen die Rechtsnachteile häufig erst 
dann, wenn das Kind in das Alter der Schul- oder Berufsaus- 
bildung hineinwächst. Die Regelungen über die Einbürgerung 
ausländischer Kinder deutscher Mütter werden aber in den 
meisten Fällen die Möglichkeit bieten, hier durch Verleihung 
der deutschen Staatsangehörigkeit Abhilfe zu schaffen. 

Hält sich das Kind im Ausland auf, kann es dadurch benachtei- 
ligt sein, daß es kein Recht auf freie Einreise oder Rückkehr 
nach Deutschland geltend machen kann. Die Möglichkeiten, 
ihm finanzielle Unterstützung im Ausland zu gewähren, sind 
begrenzt. Des weiteren hat es keinen Anspruch auf Gewäh- 
rung von Auslandsschutz durch die deutschen Vertretungen. 
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Das Schutzrecht würde allerdings auch in den Fällen einge- 
schränkt sein, in denen das Kind neben der ausländischen noch 
die deutsche Staatsangehörigkeit besäße. Nach den allgemeinen 
Regeln des Völkerrechts über die Behandlung von Mehrstaatern 
braucht kein anderer Heimatstaat die deutsche Staatsangehö- 
rigkeit oder ein deutsches Schutzbegehren zu beachten, wenn 
der Mehrstaater sich in seinem Hoheitsbereich aufhält. Bei 
Aufenthalt in einem Drittstaat kann nach dem Grundsatz der 
effektiven Staatsangehörigkeit die deutsche Staatsangehörig- 
keit u. U. ebenfalls unbeachtet bleiben. 


2. Wie viele eheliche Kinder deutscher Mütter und eines ausländi- 
schen Vaters sind seit 1953 jeweils jährlich eingebürgert wor- 
den? Wie viele derartige Binbürgerungsanträge sind abgelehnt 
worden? Wie lange dauert ein solches Einbürgerungsverfahren, 
und zwar im günstigsten und im ungünstigsten Fall? 

Im Bereich des Staatsangehörigkeitsrechts wird lediglich eine 
gemeinsame Geschäftsstatistik des Bundes und der Länder ge- 
führt, die hinsichtlich der Einbürgerungen nur Angaben über die 
Rechtsgrundlagen und über die bisherigen Staatsangehörig- 
keiten der Eingebürgerten enthält. Sie ist deshalb für die Beant- 
wortung von Fragen nach Zahlenangaben nur beschränkt aus- 
sagefähig. Im einzelnen ist zu den gestellten Fragen folgendes 
zu bemerken: 

Eine Auskunft darüber, wie viele eheliche Kinder deutscher 
Mütter und ausländischer Väter seit 1953 eingebürgert worden 
sind, ist nicht möglich, da in der Statistik nicht unterschieden 
wird zwischen Kindern, die von einer deutschen Mutter und 
einem ausländischen Vater abstammen und Kindern, die zusam- 
men mit beiden ausländischen Elternteilen eingebürgert worden 
sind. Die Statistik gibt lediglich die Gesamtzahlen der einge- 
bürgerten Minderjährigen wieder. Danach sind eingebürgert 
worden: 


1 953 Minder j ährige 



nicht gesondert 

1959 

2852 

1966 

3020 


ausgewiesen 

1960 

3240 

1967 

4509 

1954 

2065 

1961 

2380 

1968 

3929 

1955 

2253 

1962 

2369 

1969 

3093 

1956 

3393 

1963 

2383 

1970 

3616 

1957 

2914 

1964 

2014 

1971 

3771 

1958 

3235 

1965 

2738 

1972 

3835 


Nach den Erfahrungen, die bei der Mitwirkung bei Ermessens- 
einbürgerungen gemacht worden sind, läßt sich jedoch sagen, 
daß es sich bei den eingebürgerten Minderjährigen in der Mehr- 
zahl um Kinder aus gemischt-nationalen Ehen handelt. Das wür- 
de bedeuten, daß seit 1966 jährlich etwa 3000 Kinder aus einer 
gemischt-nationalen Ehe eingebürgert worden sind. 

Die Frage, ob und ggf. in wie vielen Fällen derartige Einbürge- 
rungsanträge abgelehnt worden sind, kann nicht beantwortet 
werden. Im Falle der Ablehnung von Einbürgerungsanträgen 
ist eine Beteiligung des Bundesministers des Innern nicht vor- 
gesehen. Von den Ländern können entsprechende Angaben 
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nicht gemacht werden, da die Ablehnungen von Einbürgerungs- 
anträgen in den Statistiken nicht berücksichtigt sind. 

Allgemein kann aber gesagt werden, daß in der Regel den Ein- 
bürgerungsbegehren entsprochen wird, auch wenn im Einzelfall 
erhebliche rechtliche und tatsächliche Schwierigkeiten zu über- 
winden sind. Leitgedanke der Einbürgerungspraxis gegenüber 
Abkömmlingen aus nationalen Mischehen ist, die staatsange- 
hörigkeitsrechtlichen Verhältnisses so zu gestalten, daß sie den 
tatsächlichen Verhältnissen und Bedürfnissen der Beteiligten 
im Einzelfall entsprechen und „Zufälle" des formalen Rechts 
demgegenüber in den Hintergrund treten. 

Die Laufzeit derartiger Einbürgerungsverfahren ist unterschied- 
lich. Dies hängt vor allem auch damit zusammen, daß im Inter- 
esse einer einheitlichen Staatsangehörigkeit in der Familie im 
Regelfall Kinder zusammen mit ihrem Vater eingebürgert wer- 
den sollen. Die sich im Einbürgerungsverfahren des ausländi- 
schen Vaters unter Umständen ergebenden Verzögerungen wir- 
ken sich naturgemäß auch auf die Einbürgerungsverfahren der 
Kinder aus. Im günstigsten Fall kann ein Einbürgerungsverfah- 
ren innerhalb eines halben Jahres abgeschlossen werden. In der 
Regel dürfte jedes Einbürgerungsverfahren innerhalb von zwei 
Jahren zum Abschluß kommen, sei es durch Aushändigung der 
Einbürgerungsurkunde oder Erteilung einer Einbürgerungszu- 
sicherung. Einbürgerungszusicherungen werden gegeben, wenn 
bis auf den Nachweis des Ausscheidens aus der bisherigen 
Staatsangehörigkeit die Voraussetzungen für die Einbürgerung 
erfüllt sind. In diesen Fällen kann sich die Aushändigung der 
Einbürgerungsurkunde verzögern, z. B. wenn die Bemühungen 
des ausländischen Vaters, aus der bisherigen Staatsangehörig- 
keit auszuscheiden, auf Schwierigkeiten stoßen und es wieder- 
holter und nachhaltiger Bemühungen bedarf, um die Entlassung 
aus der Heimatstaatsangehörigkeit zu erlangen. In Härtefällen 
kann allerdings eine sofortige Einbürgerung der Kinder erfol- 
gen, insbesondere dann, wenn für sie der Verlust der bisherigen 
Staatsangehörigkeit nicht oder erst mit der Volljährigkeit her- 
beigeführt werden kann. 


3. Sind der Bundesregierung Fälle bekannt, in denen die Einbür- 
gerung des Kindes auf Schwierigkeiten stößt, weil 

a) der bisherige Heimatstaat der Entlassung des Kindes aus 
seinem Staatsverband nicht zustimmt, 

b) der ausländische Vater - beispielsweise bei einem Streit 
über die elterliche Gewalt - die Zustimmung zur Einbürge- 
rung nicht erteilt, 

c) der ausländische Vater nicht ebenfalls eingebürgert werden 
will oder kann? 

Zu a) und c) 

Schwierigkeiten, die sich daraus ergeben haben, daß der Heimat- 
staat entweder den Verlust der Staatsangehörigkeit nicht erlaubt 
oder nur unter erschwerten Bedingungen (z. B. Erreichen eines 
bestimmten Lebensalters) ermöglicht, werden in der Praxis aus- 
geräumt. In diesen Fällen tritt nach den zwischen dem Bundes- 
minister des Innern und den Innenministern (-Senatoren) der 
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Länder vereinbarten Grundsätzen das Prinzip der Vermeidung 
von Mehrstaatigkeit zurück, und zwar sowohl bei der Mitein- 
bürgerung des Kindes mit dem ausländischen Vater als auch 
dann, wenn der Vater aus gewichtigen Gründen seine Einbür- 
gerung nicht betreiben kann oder seine Aufnahme in den deut- 
schen Staatsverband aus in seiner Person liegenden Gründen 
scheitert. Dabei wird auch der Grundsatz der im übrigen im 
Einbürgerungsverfahren sonst zu beachtenden einheitlichen 
Staatsangehörigkeit innerhalb der Familie zurückgestellt, wenn 
die Kinder aus der Ehe eines Ausländers mit einer Deutschen 
in deutsche Lebensverhältnisse hineingewachsen sind. Dies wird 
spätestens mit Aufnahme des Kindes in eine deutsche Schule 
anzunehmen sein. 

Zu b) 

Auch Schwierigkeiten, die bisweilen auftreten, weil ein Eltern- 
teil seine Zustimmung zur Einbürgerung des Kindes nicht erteilt, 
konnten in der Regel behoben werden. In der Praxis der Ein- 
bürgerungsbehörden wurde in der Regel die Vertretungsbefug- 
nis für die Antragstellung schon dann als ausreichend angese- 
hen, wenn das Sorgerecht für die Person des Kindes dem Eltern- 
teil zustand, der die Einbürgerung wünschte. 


4. In welchen Staaten erwerben die ehelichen Kinder eines aus- 
ländischen Vaters durch Geburt grundsätzlich (auch) die Staats- 
angehörigkeit ihrer Mutter? 

In welchen Staaten erwerben sie diese dann, wenn sie im Staats- 
gebiet der Mutter geboren werden bzw. andere Merkmale vor- 
handen sind, die eine zusätzliche Beziehung zum Heimatstaat 
der Mutter hersteilen? 

Die Antwort muß sich wegen der Gleichartigkeit der Anknüp- 
fung auf solche Staaten beschränken, die den Geburtserwerb an 
die Abstammung knüpfen (ius sanguinis-Prinzip). 

Bei Geburten im Inland und Ausland lassen folgende Staaten 
den Erwerb der Staatsangehörigkeit eines ehelichen Kindes aus 
einer gemischt-nationalen Ehe auch nach der Mutter eintreten: 

Volksrepublik China, Dahome, Elfenbeinküste, Frankreich, 
Gabon, Ghana, Guinea, Israel, Kambodscha, Kamerun, Kongo- 
Brazzaville, Liechtenstein, Mali, Niger, Obervolta, Polen, 
Togo, Tschad, Tschechoslowakei, Ungarn, Zentralafrika. 

Die Staatsangehörigkeit der Mutter erwerben Kinder dann in 
folgenden Staaten, wenn sie im Staatsgebiet der Mutter gebo- 
ren werden (ius sanguinis-Staaten): 

Albanien, Bulgarien, Columbien, Costa Rica, El Salvador, 
Guatemala, Haiti, Jugoslawien, Mauretanien, Rumänien, 
Südafrikanische Republik, Tunesien. 

Hinsichtlich vergleichbarer Regelungen in weiteren Staaten 
würde eine schematische Einordnung wegen der Vielgestaltig- 
keit der Möglichkeiten der Anknüpfung den Rahmen der Klei- 
nen Anfrage sprengen. Insoweit darf auf eine tabellarische Uber- 
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sicht (Anlage) über die Regelungen des a matre-Erwerbs in den 
Verfassungen und Gesetzen zahlreicher Staaten Bezug genom- 
men werden. Hauptanliegen des a matre-Erwerbs in diesen 
Staaten ist die Vermeidung von Staatenlosigkeit. 


5. Hält die Bundesregierung § 4 Abs. 1 Satz 1 RuStAG noch für 
sachgerecht? Wird sie eine Änderung des Reichs- und Staatsan- 
gehörigkeitsgesetzes dahin vorgeschlagen, daß auch eheliche 
Kinder einer deutschen Mutter und eines ausländischen Vaters 
mit der Geburt stets die deutsche Staatsangehörigkeit erwerben? 

Die Bundesregierung hält die geltende Regelung aus rechts- und 
verfassungspolitischen Gründen nicht mehr für angemessen und 
strebt daher eine Änderung der gegenwärtigen Rechtslage an. 
Die Bundesregierung beabsichtigt, dem Bundestag in Kürze 
einen Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Reichs- und 
Staatsangehörigkeitsgesetzes zuzuleiten. Danach wird dem ehe- 
lichen Kind eines deutschen Elternteils durch Geburt stets die 
deutsche Staatsangehörigkeit zuerkannt. Nach dieser Regelung 
erwirbt auch das eheliche Kind einer deutschen Mutter und 
eines ausländischen Vaters die deutsche Staatsangehörigkeit 
und braucht nicht länger auf den Weg der Einbürgerung ver- 
wiesen zu werden. Für die zurückliegenden Fälle soll ein An- 
spruch geschaffen werden, die deutsche Staatsangehörigkeit 
gebührenfrei zu erwerben. 

Die Neuregelung wird allerdings zur Folge haben, daß in der 
Regel das eheliche Kind einer deutschen Mutter in einer ge- 
mischt-nationalen Ehe neben der deutschen auch eine andere 
Staatsangehörigkeit erwirbt. Der Bundesregierung erscheint es 
jedoch vertretbar, etwaige aus dieser Mehrstaatigkeit entste- 
hende Kollisionen hinzunehmen. 


6. Hat sich die Zahl der Einbürgerungen ausländischer Ehemän- 
ner deutscher Frauen seit der Änderung des Reichs- und Staats- 
angehörigkeitsgesetzes vom 8. September 1969 - gegebenenfalls 
in welchem Maße - erhöht? 

In welchem Umfang sind darin Angehörige solcher Staaten ent- 
halten, die typische Entsendestaaten von ausländischen Arbeit- 
nehmern in die Bundesrepublik sind? In welchem Umfang han- 
delt es sich um Angehörige von Entwicklungsländern? 


Die Zahl der Einbürgerungen ausländischer Ehemänner deut- 
scher Frauen weist seit der Änderung des Reichs- und Staats- 
angehörigkeitsgesetzes vom 8. September 1969 eine steigende 
Tendenz auf: 


Eingebürgerte 
männliche Erwachsene 


darunter u. a. 



§8 

§9 1 

zusammen 

Jugo- 
slawien *) 

Türkei 

Griechenland 

Italien 

Spanien 

aus Entwick- 
lungsländern 
insgesamt 

1969 

2850 

— : 

2850 

| 1151 

12 

37 

261 

35 

177 

1970 

2352 

583 

2935 

i 1271 

17 

46 

349 

61 

266 

1971 

1638 

1354 

2992 

1079 

32 

63 

434 

77 

558 

1972 

1492 

1666 

3158 

781 

51 

74 

376 

79 

594 


*) Die im Verhältnis zu anderen Heimatstaaten große Zahl beruht auf dem 
hohen Anteil von Anspruchseinbürgerungen nach § 6 des 1. StARegG. 
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Die Statistik läßt allerdings nicht, zuverlässig erkennen, in wel- 
chem Umfang die Zahl der Einbürgerung ausländischer Ehe- 
gatten Deutscher tatsächlich gestiegen ist. Dem Anstieg der 
Einbürgerungen nach § 9 RuStAG steht ein Rückgang bei den 
Einbürgerungen nach § 8 RuStAG gegenüber. Viele deutsch- 
verheiratete Ausländer, die bisher auf Einbürgerungen nach 
§ 8 RuStAG angewiesen waren, haben demnach von der seit 
1. Januar 1970 bestehenden erleichterten Einbürgerungsmög- 
lichkeit des § 9 RuStAG Gebrauch gemacht. Eine genaue Aus- 
sage ist zudem dadurch erschwert, daß in den aufgeführten 
§ 8-Einbürgerungen ebenfalls deutschverheiratete Einbürge- 
rungsbewerber enthalten sind, die ihre Entlassung aus der bis- 
herigen Staatsangehörigkeit nicht erreichen (zwingende Vor- 
aussetzung des § 9 RuStAG) und deshalb nur nach § 8 RuStAG 
eingebürgert werden konnten. 

Auch auf die Frage, wie viele deutschverheiratete Angehörige 
solcher Staaten eingebürgert worden sind, die typische Ent- 
sendestaaten ausländischer Arbeitnehmer in die Bundesrepublik 
Deutschland sind, gibt die Statistik keine befriedigende Ant- 
wort. Sie unterscheidet bei der Erfassung der bisherigen Staats- 
angehörigkeit der Eingebürgerten lediglich nach dem Geschlecht, 
nicht aber nach dem Personenstand. Dennoch läßt sich sagen, 
daß auch die Einbürgerung dieser Personengruppe eine zuneh- 
mende Tendenz auf weist. 

Entsprechendes gilt für die Frage, wie viele deutschverheiratete 
Angehörige der Entwicklungsländer eingebürgert worden sind. 


7. Stehen einer Einbürgerung eines ausländischen Ehemannes nach 
mehrjähriger Ehedauer Bedenken entgegen, wenn nur die deut- 
sche Ehefrau nachweisen kann, daß sie den wirtschaftlichen Un- 
terhalt der Familie sicherstellt? 

Bei verheirateten Einbürgerungsbewerbern ist ausreichend, daß 
die Eheleute gemeinsam in der Lage sind, den Unterhalt der 
Familie zu bestreiten. Dabei stehen einer Einbürgerung eines 
ausländischen Ehemannes in der Regel keine Bedenken ent- 
gegen, wenn die deutsche Ehefrau allein den wirtschaftlichen 
Unterhalt der Familie sicherstellt und der Ehemann durch Füh- 
rung des gemeinsamen Haushaltes seinen Beitrag zum Fami- 
lienunterhalt leistet. Voraussetzung ist jedoch auch in diesen 
Fällen, daß eine Einordnung in die deutschen Lebensverhält- 
nisse gewährleistet erscheint. 

Etwas anderes würde u. U. dann gelten, wenn der ausländische 
Ehemann bei veränderten Verhältnissen (Auflösung der Ehe 
durch Tod, durch Trennung oder Scheidung) nicht in der Lage 
wäre, sich und unterhaltsberechtigte Angehörige zu unterhalten. 
Er würde in diesem Fall nicht die Voraussetzungen des § 8 
Abs. 1 Nr. 4 RuStAG erfüllen, wonach der Einbürgerungsbewer- 
ber den Unterhalt aus eigenen Kräften und aus eigenen Mitteln 
aufbringen muß. 

Für Einbürgerungsbewerber, die noch in der Ausbildung stehen, 
bestimmen die zwischen dem Bundesminister des Innern und 
den Innenministern (-Senatoren) der Länder vereinbarten 


7 



Drucksache 7/1267 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Grundsätze für die Einbürgerung, daß in der Regel für die Dauer 
der Ausbildung bestehende Unterhaltsansprüche gegen Privat- 
personen - also auch gegen den Ehegatten - als ausreichend 
angesehen werden, wenn zu erwarten ist, daß nach Abschluß 
der Ausbildung der Unterhalt aus eigenen Kräften gesichert 
ist. Eine Einbürgerung von Angehörigen der Entwicklungslän- 
der kommt jedoch wegen der grundsätzlich entgegenstehenden 
entwicklungspolitischen Belange nicht vor Beendigung der Aus- 
bildung und erst nach Ablauf weiterer Wartefristen in Betracht. 


8. Welche Maßnahmen hält die Bundesregierung für geeignet, um 
die gesellschaftliche Integration gemischt-nationaler Familien 
zu fördern und rechtliche und tatsächliche Benachteiligungen zu 
beseitigen? 

Die Bundesregierung hat in der Vergangenheit vor allem im 
ausländerrechtlichen und einbürgerungsrechtlichen Bereich be- 
reits entsprechende Maßnahmen zur Förderung der gesellschaft- 
lichen Integration gemischt-nationaler Familien getroffen. 

So ist im Bereich des Ausländerrechts die Situation der mit deut- 
schen Ehegatten verheirateten Ausländern durch eine Änderung 
der allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Ausführung des 
Ausländergesetzes (AuslGVwv) vom 10. Mai 1972 (GMB1. S. 331) 
besonders geregelt worden. Danach haben bei Ausländern, die 
mit Deutschen verheiratet sind, grundsätzlich Belange der Bun- 
desrepublik Deutschland, die durch die Anwesenheit des Aus- 
länders beeinträchtigt werden können, insbesondere auch Ge- 
sichtspunkte der Entwicklungshilfepolitik, gegenüber dem in 
Artikel 6 GG gewährten Schutz von Ehe und Familie zurück- 
zutreten. Mit dieser für alle Ausländerbehörden verbindlichen 
Neuregelung ist gewährleistet, daß die mit Deutschen verhei- 
rateten Ausländer grundsätzlich darauf vertrauen können, das 
gemeinschaftliche Leben im Bundesgebiet führen zu können. 

Eine weitere Verbesserung der Gesamtsituation gemischt-natio- 
naler Ehen hat im Bereich des Staatsangehörigkeitsrechts die 
Novellierung des Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetzes im 
Jahre 1969 gebracht. Nach dem am 1. Januar 1970 in Kraft getre- 
tenen § 9 RuStAG können Ehegatten Deutscher erleichtert ein- 
gebürgert werden. Während im Regelfall ein Inlandsaufenthalt 
von zehn Jahren verlangt wird, genügt bei diesem Personen- 
kreis ein Inlandsaufenthalt von nicht mehr als fünf Jahren, 
wenn die Ehe zwei Jahre bestanden hat. Der mit einem deut- 
schen Ehegatten verheiratete Ausländer kann daher in der Re- 
gel schon nach relativ kurzer Zeit durch Einbürgerung die volle 
Gleichstellung mit Deutschen erreichen. 

Günstiger als für die ausländischen Ehegatten Deutscher ist im 
wesentlichen die Rechtslage der Kinder aus einer solchen Ehe. 

Aufenthaltsrechtlich hat für die Kinder bis zu ihrem 16. Lebens- 
jahr ihre Ausländereigenschaft keine Bedeutung. Sofern sie bis 
dahin noch nicht im Wege der Einbürgerung die deutsche Staats- 
angehörigkeit erworben haben, können sie mit Vollendung des 
16. Lebensjahres selbst die Einbürgerung beantragen, wenn sie 
Deutsche werden wollen. Dabei werden die Anträge dieser Kin- 
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der, weil sie deutscher Abstammung sind, gegenüber anderen 
Ausländern bevorzugt behandelt. Das gilt sowohl bei Einbürge- 
rungen vom Inland als auch vom Ausland her. Bei Einbürgerun- 
gen vom Ausland her verlangt § 13 RuStAG ausdrücklich die 
deutsche Abstammung, wobei die Abstammung vom Vater oder 
von der Mutter her gleichbehandelt wird. Die Benachteiligung 
der Kinder aus gemischt-nationalen Ehen im Bereich des Staats- 
angehörigkeitsrechts liegt somit im wesentlichen in ihrem Aus- 
schluß vom Geburtserwerb. 

Diese Schlechterstellung wird in Zukunft durch die von der 
Bundesregierung in Aussicht genommene Änderung des § 4 
Abs. 1 RuStAG entfallen. 

Unabhängig hiervon wird die Bundesregierung prüfen, ob es 
möglich ist, als Mittel zur Verbesserung der Integration und 
zur Verstärkung der Partizipation berufsrechtliche Beschränkun- 
gen abzubauen. Das vom Bundeskabinett am 6. Juni 1973 ver- 
abschiedete Aktionsprogramm mit Leitlinien zur Ausländerbe- 
schäftigung dürfte ebenfalls dazu beitragen, neben der erstreb- 
ten sozialverantwortlichen Konsolidierung der Ausländerbe- 
schäftigung auch die Situation der gemischt-nationalen Ehen 
insoweit zu verbessern. Auf die Ausführungen des Bundes- 
ministers für Arbeit und Sozialordnung in der 38. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am Mittwoch, dem 6. Juni 1973 (Steno- 
graphischer Bericht S. 2084 B ff.), wird insoweit Bezug genom- 
men. 

Andererseits muß aber darauf hingewiesen werden, daß zahl- 
reiche Fragen und Probleme, die sich aus der Ehe eines deut- 
schen Ehegatten mit einem Ausländer ergeben, von der Bundes- 
regierung allein nicht gelöst werden können. Nur im Zusam- 
menspiel aller gesellschaftlichen Gruppen, einschließlich der 
Kirchen, können bestehende Benachteiligungen abgebaut wer- 
den. Dabei gilt es insbesondere, die Möglichkeiten zu persön- 
lichen Kontakten zur Förderung der gesellschaftlichen Integra- 
tion dieser Familien erweitern zu helfen. Die Bundesregierung 
unterstützt alle diese Bemühungen nachdrücklich. 
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